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Telekom
BGH lässt noch
einmal verhandeln
Karlsruhe.Der Anlegerschutzpro-
zess zum dritten Börsengang der
Deutschen Telekom im Jahr 2000
muss noch einmal aufgerollt wer-
den. Der Bundesgerichtshof hat
den Musterentscheid des Ober-
landesgerichts (OLG) Frankfurt
erneut in Teilen aufgehoben. Das
OLG hat zweimal über die Klage
von 16 000 Anlegern wegen Bör-
senverlusten verhandelt. Es hat
nach Auffassung des BGH jedoch
den Zusammenhang des Börsen-
absturzes mit der US-Beteiligung
Sprint nicht genug geprüft. dpa

Trotz guter Geschäfte im Internet ist der Umsatz der Parfümeriekette
Douglas von Oktober bis Dezember um 9,3 Prozent auf 1,2 Milliarden Euro gesun-
ken. Die Filialen litten unter dem Lockdown. Foto: Rolf Vennenbernd/dpa

Douglas leidet unter Lockdown

Millionen Euro an Negativzinsen hat
die Commerzbank im vergangenen Jahr
von ihren Kunden für deren Guthaben
erhoben. In diesem Jahr sollen es etwas
mehr werden, teilte Firmenkundenvor-
stand Michael Kotzbauer mit. Mit Nega-
tivzinsen kompensieren Banken, dass
sie derzeit selber 0,5 Prozent Zinsen
zahlen müssen, wenn sie Geld bei der
Europäischen Zentralbank parken.
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100
Fassbier
Staat unterstützt
Brauereien
München. Brauereien sollen we-
gen der Corona-Beschränkungen
die Kosten für verdorbenes Bier
ersetzt bekommen. AuchWinzer
sollen entschädigt werden. Das
hätten der Bund und die Länder
beschlossen, sagte ein Sprecher
des bayerischen Wirtschaftsmi-
nisteriums. Der Ersatz soll im
Rahmen der Überbrückungshilfe
III geleistet werden. Weil die
Brauereien auf ihrem Bier sitzen-
bleiben, schütten sie es weg,
wenn dasMindesthaltbarkeitsda-
tum abläuft. dpa

Mehr Geld für Kurzarbeit
Die Bundesagentur für Arbeit
muss wegen des zweiten Lock-
downs deutlich mehr Geld für die
Zahlung von Kurzarbeitergeld
aufwenden als geplant. Der An-
satz von 6 Milliarden Euro für das
Jahr 2021 müsse verdoppelt wer-
den, sagte BA-Vorstandsmitglied
Christiane Schönefeld.

Kleine Firmen bedroht
Kleine Unternehmen haben we-
gen der Corona-Krise weit höhe-
re Insolvenzrisiken als große, teilt
das Ifo-Institut mit. Besonders die
kleinsten 25 Prozent der Betriebe
hätten eine niedrige Kapital-
ausstattung und größere Finan-
zierungsprobleme.

Matthias Brendel
über den Zufluss
von Geld in Handel
und Börse

Bulle, Bär&mehr

Überraschung für die Besucher ei-
nes Dorfmarktes: Alle bekommen
Gutscheine im Wert von 1000
Euro in die Hand gedrückt. Der
Pferdefuß ist, dass das Geld nur
an diesem Tag und nur dort aus-
gegeben werden kann. Die Freu-
de der Menschen währt jedoch
nicht lange, denn bei gleichblei-
bendem Angebot schießen die
Preise sofort in die Höhe. Plötz-
lich kostet ein Pfund Karotten
nicht mehr 1 Euro, sondern zum
Beispiel 20 Euro.

Besitzt der Käufer jetzt Karot-
ten im Wert von 20 Euro? Nein,
tatsächlich hätte es auf demDorf-
markt lediglich eine einen Tag
dauernde Inflation gegeben, und
am nächsten Tag wären die Ka-
rotten wieder so teuer oder billig
wie zuvor. Menschen, die keine
1000 Euro erhalten haben, kaufen
an diesem Tag also besser keine
Möhren.

Inflation entsteht, wenn sich zu
viel vorhandenes Geld umWaren
auf einem begrenzten Markt be-
wirbt. Ausnahme: Wenn sich zu
viel Geld auf einen Markt für
Geldanlagen begibt, etwa eine
Börse, heißt das nicht Inflation,
sondern wird als Boom gefeiert.
Die Anleger werden so lange rei-
cher, wie sie ihre Anteile jeder-
zeit mit Gewinn verkaufen kön-
nen. Das gelingt auf einem über-
hitzten Markt aber nur so lange,
wie weiteres Geld hineinfließt
und nicht abwandert. Geschieht
letzteres, verwandelt sich der ver-
meintliche Gewinn in Verlust.
Wie lange aber wird Käuferlust
den Aktienmarkt befeuern?

Gerade hat der ehemalige Bun-
desbank-Chef AxelWeber vor der
Möglichkeit einer Inflation ge-
warnt, er ist nicht der einzige. Be-
reits jetzt wandert vermehrt das
Geld großer Anleger in denMarkt
für Güter und Rohstoffe, die im
Fachjargon Commodities genannt
werden.

Commodities gelten Investo-
ren als Absicherung gegen Infla-
tion. Die neuen Bieter treiben an-
dererseits die Preise für Endver-
braucher.Der Bloomberg Com-
modity Spot Index stieg
vergangenen Montag auf den
höchsten Stand seit 2013. Ver-
braucher müssen sich wohl auf
steigende Preise, nicht nur für
Mohrrüben, einstellen.

Unser Autor Matthias Brendel,
Jahrgang 1960, ist investigativer Finanz-
journalist für „Spiegel“, „Focus“ und an-
dere. Er schildert seine Beobachtungen
zum Finanzmarkt exklusiv für die Lese-
rinnen und Leser der SÜDWEST PRESSE.
Seine Kolumne erscheint einmal mo-
natlich.

Die Sachemit
den Karotten

Das Geld großer
Anleger wandert

derzeit in den
Markt für Güter
und Rohstoffe.

W asserstoff aus erneu-
erbaren Energien
elektrisiert Klima-
schützer und Ener-

giepolitiker. In Industrie und Ver-
kehr hofft man, damit klimaneu-
tral zu werden. Doch noch kann
nicht ausreichend grünes Gas
produziert werden. Bundesum-
weltministerin Svenja Schulze
(SPD) erklärt, warum sich das än-
dern soll, sie aber dennoch nicht
anWasserstoff als Rettung für die
Automobilindustrie glaubt.

Frau Schulze,Wasserstoffwar
schonmal in aller Munde, aber
nichts ist daraus geworden.Wieso
soll das jetzt anders sein?
Svenja Schulze: Früher gab es ein
Henne-Ei-Problem:Wer potenzi-
ellWasserstoff produzieren konn-
te, fand keine Abnehmer. Wer ihn
verarbeiten konnte, fand keine
Produzenten. Heute haben wir
eine NationaleWasserstoffstrate-
gie, mit der wir den Markthoch-
lauf von grünem Wasserstoff ge-
zielt unterstützen. Der Absatz des
Produkts wird mit der neuen
Mindestquote für Flugkerosin auf
Wasserstoff-Basis angekurbelt.
Grüner Wasserstoff ist ein wich-
tiger Schlüssel für eine klima-
freundliche Stahl- und Chemiein-
dustrie sowie CO2-freien Luft-
und Seeverkehr.

Sind synthetische Kraftstoffe aus
Wasserstoff nicht auch etwas für
Pkw?Man könntemit ihnen den
Verbrennungsmotorweiter nutzen.
Im Pkw-Verkehr sind batterie-
elektrische Fahrzeuge viel effizi-
enter. Man muss für synthetische
Kraftstoffe ja erst einmal
mittels ÖkostromWasser-
stoff und daraus dann
Kraftstoff herstellen. Da-
bei geht viel Energie ver-
loren. Für die gleiche Stre-
cke, für die ein batteriebe-
triebener Pkw ein Wind-
rad braucht, braucht ein
Verbrenner mit syntheti-
schen Kraftstoffen fünf bis sieben
Windräder. Deswegen sind sie bei
normalen Autos nicht so attrak-
tiv. Schiffe und Flugzeuge hinge-
gen können bisher nicht elek-
trisch angetrieben werden. Daher
sind sie auf Wasserstoff als kli-
mafreundliche Alternative ange-
wiesen.

Studien zeigen, dass synthetische
Kraftstoffe effizienterwären,wenn
Wasserstoff dort produziert wird,
wo es aufgrund von vielWind und
Sonne am günstigsten ist.
Mittel- und langfristig wird
Deutschland großeMengenWas-
serstoff auch importierenmüssen.
Mit anderen Importländern tei-
len wir das Interesse am schnel-
len Aufbau eines globalen und
nachhaltigen Wasserstoffmarkts.
Dabei gilt es sicherzustellen, dass
lokale Märkte und eine Energie-
wende vor Ort in den Partnerlän-
dern nicht behindert, sondern
durch die Produktion von Was-
serstoff unterstützt werden.

Verkehrsminister Hermann, ein
Grüner, plädiert für eine Beimi-
schungsquote für solche Kraftstof-
fe bei Pkw.Mit dieser Nachfrage er-
ledigt derMarkt dann den Rest.
Es ist heute schon möglich, bei
Diesel bis zu 26 Prozent alterna-
tive Kraftstoffe beizumischen.
Diese Möglichkeit wird aber bei
weitem nicht ausgeschöpft. Was
wir brauchen, ist mehr erneuer-
bare Energie. Und ich würdemich
freuen, wenn auch Baden-Würt-
temberg dazu mehr beiträgt.

Im Südwesten befürchtetman ei-
nen Strukturbruch,wenn nur noch
auf batteriebetriebene E-Autos ge-
setzt wird.Würden Sie das für die
Batterie in Kauf nehmen?
Als Bundesregierung wollen wir
keine Strukturbrüche, und ich als
Sozialdemokratin erst recht nicht.
Das haben wir in den Kohleregi-
onen bewiesen. Aber zwei Drit-
tel der Autos, die Deutschland
produziert, werden international
abgesetzt. Und da stehen die Zei-
chen ganz klar auf Elektromobi-
lität. Damit der Strukturwandel in
der Autoindustrie nicht zum
Strukturbruch wird, unterstützen
wir die Unternehmen und ihre
Zulieferer mit mehr als acht Mil-
liarden Euro.

Sie würden sich freuen,wenn Ba-
den-Württembergmehr zumAus-
bau der Erneuerbarenmittrage,
sagten Sie.Macht es zuwenig?
Der gesamte Süden macht zu we-
nig. Brandenburg hingegen hat
aktuell einen enormen Vorteil:
Das Land produziert viel mehr er-
neuerbare Energie als es selber
braucht. Das führt dazu, dass ein
Unternehmen wie Tesla ganz be-
wusst in den Osten geht. Wir
brauchen die Erneuerbaren des-
wegen überall. Es ist nicht mehr
so, dass es einige große Energie-
zentren gibt, die die Energie für
alle produzieren. Das ist nun de-
zentraler. Deswegen muss in Ba-
den-Württemberg und in Bayern
mehr passieren.

Im Südenwürdeman Ihnen entgeg-
nen, dass es dort nicht die Bedin-
gungen fürWindkraft gibt undman
vor allem in Bayernmit der Solar-
kraft vornemit dabei sei.
Es gibt viele Standorte, an denen
Windkraft deutschlandweit mög-
lich ist. Die Vorstellung, man holt
sich den Strom einfach von wo-
anders, hat noch nie funktioniert.
Wir müssen alle Flächen, auf de-
nen es möglich ist, mit Photovol-
taik oder Windkraftanlagen aus-
statten. Da geht noch viel mehr.
Auch in meinem Heimatland
Nordrhein-Westfalen beschäftigt
man sich momentan mehr damit,
wieWindkraftanlagen verhindern
werden können, anstatt sie zu
bauen. Gerade als Industrieland
halte ich das für eine sehr riskan-
te Strategie.

Gibt es im dicht besiedelten
Deutschland nicht einfach zuwe-
nig Platz für die ambitionierten
Ausbauplänemit den flächeninten-
siven Erneuerbaren?
Es gibt viele Studien, die nach-
weisen, dass wir uns mit Öko-
strom versorgen können, wenn
die Flächen genutzt werden.

Regierungsberater desWirt-
schaftsministers empfehlen, in
Wind- oder Solaranlagen imAus-
land zu investieren,wo die Bedin-
gungenmitmehrWind und Sonne
günstiger sind, und diese Leistung
dann der eigenen Bilanz gutzu-
schreiben.
Natürlich ist der Strommarkt eu-
ropäisch. Und die innereuropäi-
sche Vernetzung bringt allen Be-
teiligten ein Mehr an Versor-
gungssicherheit. Das ist kosten-
günstig und hilft, den Anteil der
Erneuerbaren in ganz Europa zu
erhöhen. Aber am Ende muss je-
der Mitgliedstaat auf die eigene
Produktion setzen. Man kann sich
nicht einfach darauf verlassen,

dass wir den Strom von anderen
bekommen. Das wäre eine höchst
unsolidarische und riskante Stra-
tegie. Industrielle Zentren ent-
standen immer dort, wo Strom
produziert wurde und deshalb
günstig war. Wenn wir Arbeits-
plätze hier halten wollen, müssen
wir eine sichere Stromversorgung
garantieren.

Wir brauchen in Zukunftmehr
Strom, gleichzeitig aber verknap-
penwirmit demKohle- und
Atomausstiegmomentan das Ener-
gieangebot. Kommenwir in Zukunft
wirklich ohne Atomstrom aus?
Atomkraft hat in Deutschland kei-
ne Perspektive, sie ist nicht nur
riskant, sondern auch viel zu teu-
er. Drei Generationen haben hier-
zulande Atomenergie genutzt,
30 000 weitere müssen sich mit
ihren Hinterlassenschaften be-
schäftigen. Ich glaube auch, dass
wir in Zukunft wesentlich mehr
Strom brauchen. Wir werden
elektrisch Auto fahren und unse-
re Industrieprozesse auf Strom
umstellen. Wirtschaftsminister
Altmaier hat sich seine Progno-
sen, auf denen die zu geringen
Ausbaupfade für die Erneuerba-
ren beruhen, schöngerechnet. Da-
her fordere ich ja, mehr beim Aus-
bau der Erneuerbaren zu tun.

Fordert den Südwesten auf, mehr beim Ausbau erneuerbarer Energie zu tun: Umweltministerin Svenja
Schulze (SPD). Foto: Wolfgang Kumm

Ein
Unternehmen

wie Tesla geht ganz
bewusst in den
Osten.

„Die Zeichen stehen
klar auf E-Mobilität“
Mobilität Die Debatte um synthetische Kraftstoffe führt
nicht zum Ziel, sagt Umweltministerin Svenja Schulze.
Nötig sei mehr erneuerbare Energie. Von Igor Steinle

Kandidatur in Münster
für den Bundestag
Svenja Schulze kommt aus der For-
schungspolitik. Von 2010 bis 2017 war
die 52-Jährige Wissenschaftsministe-
rin in Nordrhein-Westfalen. Auch im
aktuellen Koalitionsvertrag hat sie
den Forschungsteil mit ausgehandelt.
Als Bundesumweltministerin, die sie
seit 2017 ist, waren ihren größten Er-
folge bisher das Klimaschutzgesetz
und das Klimapaket. Vor der Politik
hatte die Vegetarierin als Unterneh-
mensberaterin gearbeitet. Im Wahl-
kampf wird Schulze im Wahlkreis
Münster für den Bundestag kandidie-
ren. Bisher ist sie kein Mitglied. igs
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